Heft 18 


KRidgtamtlider Teil re 


Stimmen aus Praxis und Wiſſenſchaft 


(Nichtamtlicher Teil) 


Inhalt 


ung der Beamten und die Beendigung des 


1. Die neuen Beſtimmungen über die Ernenn b d f 1 
Regierungsoberinſpektor im Reichserziehungs⸗ 1 


Beamtenverhältniſſes. Von A. Lehmacher, 


Seite 


TTT ( BOT BE 75% 
// A nn ee ee: 180* 
3. Wanderausſtellung der Reichsjugendführung „Schafft Heime für die Hitler⸗Jugendʒd 184 * 


Die neuen Beſtimmungen über die Ernennung der Beamten 
und die Beendigung des Beamtenverhältniſſes 


unter beſonderer Berückſichtigung der Verhältniſſe in der Verwaltung des Reichs: und Preußiſchen Miniſteriums 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Von A. Lehmacher, Regierungsoberinſpektor im Reichserziehungsminiſterium. 


Am 1. Juli 1937 iſt das Deutſche Beamtengeſetz 
vom 26. Januar 1937 (RGBl. 1 S. 39) in Kraft 
getreten. Damit wurde das Recht der Ernennung 
der Beamten und der Beendigung des Beamten⸗ 
verhältniſſes auf eine neue Grundlage geſtellt. Nach 
§ 24 des Geſetzes ernennt der Führer und Reichs⸗ 
kanzler die Beamten, ſoweit geſetzlich nicht etwas 
anderes vorgeſchrieben iſt oder er die Ausübung 
dieſes Rechts nicht anderen Stellen überträgt. Die 
55 66 und 78 a. a. O. beſtimmen, daß die Entlaſſung 
und die Verſetzung in den Ruheſtand, ſofern durch 
Geſetz oder Erlaß des Führers und Reichskanzlers 
nichts anderes vorgeſchrieben iſt, von der Stelle 
verfügt werden, die nach § 24 für die Ernennung 
des Beamten zuſtändig wäre. Der in dieſen Be⸗ 
ſtimmungen bereits angekündigte Erlaß des Führers 
und Reichskanzlers über die Ernennung der Be⸗ 
amten und die Beendigung des Beamtenverhältniſſes 
iſt am 10. Juli 1937 (RGBl. I S. 769) ergangen. 


A 


Der Erlaß des Führers und Reichskanzlers 
vom 10. Juli 1937. 


Unter Aufhebung der die Ernennung und Ent⸗ 
laſſung der Reichs⸗ und Landesbeamten bisher 
regelnden Erlaſſe vom 1. Februar 1935 (RGBl. I 
S. 74, 73) hat der Führer und Reichskanzler am 
10. Juli 1937 (RGBl. 1 S. 769) in ſeinem Erlaß 
über die Ernennung der Beamten und die Be⸗ 
endigung des Beamtenverhältniſſes folgende Rege— 
lung getroffen: 

I. Der Führer und Reichskanzler hat ſich vor⸗ 
behalten: 

1. die Ernennung der Beamten in Plan⸗ 
ſtellen der Reichsbeſoldungsgruppen A2 2 


und aufwärts oder der entſprechenden Länder⸗ 
beſoldungsgruppen, wenn nicht durch beſondere 
Vorſchriften etwas anderes beſtimmt iſt, 


2. die Entlaſſung dieſer Beamten in den 
Fällen der 88 60 (= Entlaſſung auf Antrag), 
61 ( Entlaſſung der Beamten auf Widerruf) 
— allerdings nur, ſoweit ſie jederzeit in den 
Warteſtand verſetzt werden können (vgl. hierzu 
§ 44 DBG.) — und 63 DBG. (= Entlaſſung 
von verheirateten weiblichen Beamten), 


3. die Verſetzung in den Ruheſtand 
der unter 1 genannten Beamten ſowie der 
ſich im Warteſtande befindlichen Staats⸗ 
ſekretäre, Botſchafter, Miniſterialdirektoren, Ge⸗ 
ſandten I. Klaſſe und Oberreichsanwälte, 

4. die Zuſtimmung zu der Wiederübertragung 
einer Planſtelle im Staatsdienſt bei den Be⸗ 
amten, die der Führer und Reichskanzler in 
den Warteſtand verſetzt hat (ogl. 8 44 DBG.), 
ſofern es einer förmlichen Ernennung durch 
den Führer und Reichskanzler nicht bedarf. 


Zu I bis 4: Die Vorſchläge zu II bis 4 
werden von dem zuſtändigen Reichsminiſter, für 
Preußen vom Miniſterpräſidenten, eingereicht. 


II. Vor der Einreichung der Vorſchläge auf 
Ernennung von Beamten (vgl. oben A 1 1) und 
auf deren Einweiſung nach A 14 iſt, ſoweit es ſich 
nicht um Beamte der Wehrmacht handelt, der 
Stellvertreter des Führers zu hören. 
Bei dieſer Beſtimmung handelt es ſich um den in 
§31 DBG. angekündigten Erlaß des Führers und 
Reichskanzlers, der beſtimmen ſoll, inwieweit bei 
der Ernennung von Beamten der Stellvertreter 
des Führers oder die von ihm beſtimmte Stelle zu 
hören iſt. Der dieſe Beteiligung bisher regelnde 
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Erlaß vom 24. September 1935 (RG Bl. I S. 1203) 
iſt aufgehoben. 


III. Soweit der Führer und Reichskanzler 
einen Vorbehalt nach Nr. J nicht ausgeſprochen hat, 
hat er die Ausübung des ihm zuſtehenden Rechts 
zur Ernennung, zur Verſetzung in den Ruheſtand 
Und zur Entlaſſung der übrigen Beamten den Reichs⸗ 
miniſtern, für Preußen dem Miniſterpräſidenten, 
übertragen, die ihre Befugniſſe mit Zuſtimmung 
der Reichsminiſter des Innern und der Finanzen 
weiter übertragen können. Für beſondere Fälle 
hat ſich der Führer und Reichskanzler das Recht 
der perſönlichen Entſcheidung auch bezüglich dieſer 
Beamten vorbehalten. 


B 


Der Erlaß des Preußiſchen Miniſterpräſidenten 
vom 14. Juli 1937. 


Die dem Preußiſchen Miniſterpräſidenten über⸗ 
tragene Ausübung des Rechts zur Ernennung der 
preußiſchen Beamten und zur Beendigung ihres 
Beamtenverhältniſſes, ſoweit ſich der Führer und 
Reichskanzler die Ausübung des Rechts nicht ſelbſt 
vorbehalten hat, hat der Miniſterpräſident mil Erlaß 
vom 14. Juli 1937 (GS. S. 76) in vollem 
Umfange auf die Herren Staatsminiſter für 
die ihnen unterſtellten Verwaltungen übertragen. 
Sie ſind zur Weiterübertragung auf die nachgeord⸗ 
neten Behörden ermächtigt. Der Erlaß vom 6. Fe⸗ 
bruar 1935 (GS. S. 13) iſt außer Kraft getreten. 


0 


Die Anordnung des Reichs⸗ und Preußiſchen 
Miniſters für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks⸗ 
bildung vom 20. Auguſt 1937 (RGBl. 1 S. 912). 

Auf Grund der durch Erlaß des Führers und 
Reichskanzlers vom 10. Juli 1937 (RG Bl. 1 S. 769) 
und durch Erlaß des Preußiſchen Miniſterpräſidenten 
vom 14. Juli 1937 (GS. S. 76) erteilten Er⸗ 
mächtigung hat der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung unter 
Aufhebung ſeiner Anordnung über die Ernennung 
und Entlaſſung der Beamten und der Lehrperſonen 
an den öffentlichen Schulen in ſeinem Geſchäfts⸗ 
bereich vom 11. Dezember 1936 (RG Bl. I S. 1019) 
am 20. Auguſt 1937 folgendes angeordnet (vgl. 
auch RMinAmtsblotſch Wiſſ. S. 395): 


„JI. Ich behalte mir vor 
a) die Ernennung und die Beendigung des Be— 


amtenverhältniſſes 
1. der nichtplanmäßigen — auch der kom⸗ 
miſſariſchen — Beamten des höheren 


Dienſtes, mit Ausnahme der Studien⸗ 
aſſeſſoren und der Aſſiſtenten an wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Hochſchulen, 

2. der planmäßigen Lehrkräfte an den Hoch⸗ 
ſchulen für Lehrerbildung und Pädagogiſchen 
Inſtituten, ſoweit ſich der Führer und Reichs⸗ 
kanzler dieſe Befugnis nicht vorbehalten hat, 

3. der unmittelbaren Reichsbeamten, ſoweit es 
ſich um Inhaber von Stellen der Reichs⸗ 
beſoldungsgruppen A 4% 2 und aufwärts 
handelt, 


4. der preußiſchen Beamten, ſoweit es ſich um 
Inhaber von Stellen der preußiſchen Be⸗ 
ſoldungsgruppen A2 d bis A 3 c, A 4 b 1 
und A 4 b 2, ferner um Fachlehrer und 
außerplanmäßige Lehrer an ſtaatlichen Fach⸗ 
ſchulen handelt; 


b) die nicht dem Führer und Reichskanzler vor⸗ 
behaltene Verſetzung der Warteſtandsbeamten 
in den Ruheſtand und ihre Entlaſſung nach 8$ 59 
und 60 DBG.; 

ce) die nicht dem Führer und Reichskanzler vor⸗ 
behaltene Entlaſſung von Beamten in den 
Fällen der $$ 57 bis 59 und 61 DBG.; 

d) die Ausfertigung der bei Übertritt in den Ruhe⸗ 
ſtand zu erteilenden Urkunden, in denen der 
Dank nicht ausgeſprochen werden ſoll; 

e) die Einweiſung von Beamten in Planſtellen 

mit höherem Endgrundgehalt ohne Anderung 

der bisherigen Amtsbezeichnung; 

die Anderung von Amtsbezeichnungen unter 

Belaſſung der Beamten in der bisherigen Be⸗ 

ſoldungsgruppe; 


zu bbis k: ſoweit es ji um Inhaber von 
Stellen der Reichsbeſoldungsgruppen A2 2 
und aufwärts handelt; 


die Wiederverwendung von Beamten, die in 
den Warteſtand verſetzt ſind, ſoweit eine Er⸗ 
nennung durch den Führer und Reichskanzler 
nicht erfolgt; 

die Umwandlung des Beamtenverhältniſſes auf 
Widerruf in ein ſolches auf Lebenszeit bei 
Beamten in Stellen der Reichsbeſoldungs⸗ 
gruppen A 2 2 und aufwärts in den unter 
Ja 2, 3 und 4 aufgeführten Fällen. 


II. Ich übertrage auf Widerruf die Ausübung 
des Rechts zur Ernennung und zur Beendigung des 
Beamtenverhältniſſes ſowie zur Umwandlung des 
Beamtenverhältniſſes auf Widerruf in ein ſolches 
auf Lebenszeit bei den übrigen Beamten 


a) den Leitern der mir nachgeordneten Reichs⸗ 
dienſtſtellen, ſoweit es ſich um Beamte dieſer 
Dienſtſtellen handelt; 

b) dem Reichskommiſſar für das Saarland für 
die Beamten einſchließlich der Lehrer an den 
öffentlichen Schulen des Saarlandes; 

c) für Preußen den Leitern der mir nachgeordneten 
preußiſchen Dienſtſtellen im Rahmen ihrer 
bisherigen Befugniſſe bzw. ihres Verwaltungs⸗ 
bereichs; 

d) für die übrigen Länder den Reichsſtatthaltern.“ 


f 


— 


= 


= 


I 
Die Durchführungsvorſchriften vom 12. Juli 1937. 


Am 12. Juli 1937 haben die Reichsminiſter des 
Innern und der Finanzen zu dem Erlaß des Führers 
und Reichskanzlers über die Ernennung der Be⸗ 
amten und die Beendigung des Beamtenverhältniſſes 
vom 10. Juli 1937 (RGBl. 1 S. 769) Durch⸗ 
führungsvorſchriften erlaſſen (RG Bl. I S. 771). 
Sie ſind ausführlicher gehalten als die bisherigen 
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Beſtimmungen über die Ernennung und Entlaſſung 
der Beamten; ſie weichen auch in mehreren Punkten 
von ihnen ab. Während die bisherigen Vorſchriften 
lediglich eine „Entlaſſung“ ſchlechthin kannten und 
unter „Entlaſſung“ alle Fälle der Beendigung eines 
Beamtenverhältniſſes betrachtet wiſſen wollten, 
unterſcheiden die Durchführungsvorſchriften zwiſchen 
En tlaffung“, „Verſetzung in den 
Ruheſtand“ und „Übertritt in den 
Ruheſtand“ kraft Geſetzes. Auch die Form der 
Urkunden hat eine Veränderung erfahren, die im 
folgenden noch erörtert wird. 


fn digkeiten. 


Hinſichtlich der Zuſtändigkeiten beſtimmen die 
Durchführungsvorſchriften, daß die Beamten der 
Freien und Hanſeſtädte Hamburg und Bremen vom 
Führer und Reichskanzler oder nach ſeiner Er⸗ 
mächtigung von den Reichsminiſtern innerhalb 
ihres Geſchäftsbereichs nur dann ernannt, in den 
Ruheſtand verſetzt und in den vorbehaltenen Fällen 
entlaſſen werden, wenn ſie überwiegend ſtaatliche 
— nicht kommunale — Hoheitsaufgaben wahr⸗ 
zunehmen haben. Den Kreis dieſer Beamten 
beſtimmen die Reichsminiſter des Innern und der 
Finanzen. Ferner iſt beſtimmt, daß Beamte einer 
der ſtaatlichen Aufſicht unterſtellten Körperſchaft, 
Anſtalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts vom 
Führer und Reichskanzler nur dann ernannt, in 
den Ruheſtand verſetzt und in den vorbehaltenen 
Fällen entlaſſen werden, wenn dies geſetzlich aus⸗ 
drücklich vorgeſchrieben iſt; ſonſt geſchieht dies nach 
den für ſie geltenden Vorſchriften. Beamte in 
dieſem Sinne find auch die Le Krperionen 
an nichtſtaatlichen öffentlichen 
Schulen, ſoweit ſie — unbeſchadet einer Not⸗ 
wendigkeit ſtaatlicher Beſtätigung — von den 
Unterhaltsträgern angeſtellt werden. Im Saarland 
beſtätigt Studiendirektoren und Oberſtudienräte der 
Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter für Wiſſenſchaft, 
Erziehung und Volksbildung, die übrigen Lehrkräfte 
der Reichskommiſſar für das Saarland. 


II. Ernennungen. 


1. Eine „Ernennung“ erfolgt durch den 
Führer und Reichskanzler (vgl. oben A II), wenn 
dem Beamten erſtmalig eine Planſtelle oder 
eine Planſtelle mit anderer Amtsbezeichnung und 
höherem Endgrundgehalt übertragen werden ſoll. 
Eine Ernennung durch den Führer und Reichs⸗ 
kanzler erfolgt daher nicht, wenn der Beamte 
ohne Anderung der bisherigen Amtsbezeichnung 
in eine Planſtelle mit höherem Endgrundgehalt 
eingewieſen werden ſoll oder wenn ſich nur die 
Amtsbezeichnung des Beamten ändert, er aber in 
der bisherigen Beſoldungsgruppe bleibt. Die Ein⸗ 
weiſung oder die Anderung der Amtsbezeichnung 
geſchieht in dieſen Fällen durch den zuſtändigen 
Reichsminiſter oder die von dieſem ermächtigte 
Stelle. 

2. Ernennung von nmichtplan⸗ 
mäßigen Beamten. Soll ein nichtplan- 
mäßiger Beamter, der unter Berufung in das 


Beamtenverhältnis ernannt worden iſt, zum plan⸗ 
mäßigen Beamten auf Lebenszeit ernannt werden, 
ſo bedarf es in jedem Falle einer Ernennung. 
3. Ernennung von Warteſtands⸗ 
beamten. Bei der Wiederverwendung eines 
Warteſtandsbeamten erfolgt eine Ernennung durch 
den Führer und Reichskanzler nur dann, wenn ihm 
eine Planſtelle einer höheren Beſoldungsgruppe 
übertragen werden ſoll. Soll ein Beamter, der 
durch den Führer und Reichskanzler in den Warte⸗ 
ſtand verſetzt iſt, wieder verwandt werden, ſo iſt 
bei dem Staatsſekretär und Chef der Reichskanzlei 
die Zuſtimmung des Führers und Reichs⸗ 
kanzlers einzuholen, auch wenn dieſer ihn nicht 
ernennt; der Stellvertreter des Führers iſt zu hören. 
4. Umwandlung eines Beamten⸗ 
verhältniſſes auf Widerruf in ein 
ſolches auf Lebenszeit. Die Um⸗ 
wandlung eines Beamtenverhältniſſes auf Widerruf 
in ein ſolches auf Lebenszeit erfolgt durch die 
Reichsminiſter, in Preußen den Miniſterpräſidenten 
(delegiert, ſiehe oben Abſchn. B), ſoweit nicht andere 
Stellen dazu ermächtigt ſind. Sie wird durch 
einen Erlaß ausgeſprochen, der beiſpielsweiſe 
folgendermaßen lautet: f 


Al DEN een 

Nachdem Sie bisher durch gewiſſenhafte Er⸗ 
füllung Ihrer Amtspflichten und durch Ihr 
Verhalten in und außer dem Amt das bei der 
Begründung Ihres Beamtenverhältniſſes in Sie 
geſetzte Vertrauen gerechtfertigt haben, erhalten 
Sie in der Erwartung, daß Sie auch fernerhin 
dem Führer und dem Reiche die Treue halten 
werden, mit dieſer Urkunde gemäß § 28 DBG. 
die Eigenſchaft als 


Beamter auf Lebenszeit. 
Unterſchrift.“ 


5. Ernennungsurkunde. Der Wort⸗ 
laut der Ernennungsurkunde iſt jetzt genau vor⸗ 
geſchrieben. Die Urkunden erhalten als Einleitung 
die Worte „Im Namen des deutſchen 
Volkes“ ftatt, wie bisher, „Im Namen des Reichs“. 
Die nicht vom Führer und Reichskanzler zu voll⸗ 
ziehenden Urkunden ſind „Namens des Führers 
und Reichskanzlers“ auszufertigen. Für Er⸗ 
nennungsurkunden ſind je drei Muſter eingeführt, 
und zwar: 


a) „Ich ernenne unter Berufung in das Beamten⸗ 


verhältnis auf Lebenszeit uſw.“, 

b) „Ich ernenne unter Berufung in das Beamten⸗ 
verhältnis uſw.“ und 

e) „Ich ernenne— — uſw.“ 


für Ernennungen, die der Führer und Reichskanzler 
ſelbſt vornimmt, und für ſolche, die „Namens des 
Führers und Reichskanzlers“ ausgefertigt werden. 
In die Ernennungsurkunden ſind, ſoweit vor der 
Einſtellung oder Anſtellung ein Beamtenverhältnis 
nicht bereits begründet war, gemäß § 27 Abi. 1 
DBG. die Worte „unter Berufung in 


178* Nicht amtlicher Teil 


das Beamten verhältnis“ aufzunehmen, 
ſoweit die Anſtellung auf Lebenszeit erfolgen ſoll, 
gemäß § 28 Abſ. 1 DBG. auch die Worte „auf 
Lebenszeit“. Bei weiteren Ernennungen ſind 
die Worte „unter Berufung in das Beamten⸗ 
verhältnis“ oder „unter Berufung in das Beamten⸗ 
verhältnis auf Lebenszeit“ nicht zu wiederholen. 
In der Ernennungsurkunde für einen Beamten 
auf Zeit iſt die Zeit anzugeben, für die er ernannt 
wird, z. B. „für die Zeit vom 1. Oktober 1937 bis 
30. September 1947“. In die Urkunde iſt die Amts⸗ 
bezeichnung einzuſetzen, die in der Beſoldungs⸗ 
ordnung (oder einſtweilen noch in Geſetzen oder 
Verordnungen, die dieſe ergänzen) für das etwa 
bisher wahrgenommene und das künftig wahr⸗ 
zunehmende Amt als Regelbezeichnung vorgeſehen 
iſt. Weitere Angaben, wie Hinweiſe auf den Zeit⸗ 
punkt der Wirkung der Urkunden, auf die Dienſtſtelle 
oder Beſoldungsgruppe des Beamten oder ſeine 
Eigenſchaft als unmittelbarer oder mittelbarer 
Reichsbeamter, ſind nicht ſtatthaft. 


III. Kommiſſariſche Beauftragung. 


Soll ein bereits ernannter Beamter kom- 
miſſariſch (vertretungsweiſe) in einer anderen 
Dienſtſtellung verwandt werden, ſo erhält er keine 
Ernennungsurkunde, ſondern einen Erlaß, der 
beiſpielsweiſe folgendermaßen lautet: 


Ich beauftrage Sie mit der kommiſſariſchen 
(vertretungsweiſen) Wahrnehmung der Dienſt⸗ 
geſchäfte eines uſw. 


Unterſchrift.“ 


Während für die Beſtellung kommiſſariſcher 
Beamter in den Beſoldungsgruppen A 2 2 und 
aufwärts bisher in Preußen der Miniſterpräſident 
zuſtändig war, iſt dieſe Zuſtändigkeit jetzt durch den 
Erlaß vom 14. Juli 1937 auf die Miniſter delegiert. 
Dieſe Befugnis hat ſich für die vorgenannten Be⸗ 
amten der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter für 
Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung in ſeiner 
Anordnung vom 20. Auguſt 1937 in ſeinem Ge⸗ 
ſchäftsbereich vorbehalten. 


IV. Ein weiſung. 


Die Einweiſung eines vom Führer und Reichs⸗ 
kanzler oder von einem Reichsminiſter ernannten 
Beamten in die Planſtelle iſt unter Angabe des 
Einweiſungstages in einem Begleiterlaß des 
zuſtändigen Reichsminiſters auszuſprechen, ſoweit 
nicht eine nachgeordnete Behörde dazu ermächtigt 
wird. Die Einweiſung eines von einer nachgeord⸗ 
neten Dienſtſtelle ernannten Beamten iſt von dieſer 
Dienſtſtelle auszuſprechen. 

In eine Planſtelle mit höherem 
Endgrundgehalt ohne Anderung 
der Amtsbezeichnung (vgl. oben Ab- 
ſchnitt D II I) wird ein Beamter beiſpielsweiſe 
folgendermaßen einge wieſen: 


idee 


Hiermit weiſe ich Sie in eine freie 
(Amtsbezeichnung) Stelle der Gruppe 
der Reichs⸗ (Landes⸗) Beſoldungsordnung mit 
Wir fang gem 2.2 ein. 


Unterſchrift.“ 


Ebenſo iſt dann zu verfahren, wenn ſich nur die 
Amtsbezeichnung des Beamten ändert, er aber in 
der bisherigen Beſoldungsgruppe bleibt. Bei den 
Einweiſungen iſt Nr. 11 der Reichsbeſoldungs⸗ 
vorſchriften zu beachten (vgl. hierzu auch den Rund⸗ 
erlaß des Reichsfinanzminiſters vom 27. Mai 1936 
— RBeſBl. S. 47 — und den des Preußiſchen 
Finanzminiſters vom 7. September 1936 — Pr 
BeſBl. S. 208 —). 


Verfen 


Wird im Falle der „Verſetzung“ die Anderung 
der Amtsbezeichnung — nicht der Beſoldungs⸗ 
gruppe — erforderlich, ſo erfolgt ſie durch die 
Dienſtſtelle, welche die Verſetzung ausſpricht, ſoweit 
der zuſtändige Reichsminiſter ſich dies nicht vor⸗ 
behalten hat (vgl. oben Abſchn. C). 


VI. Beendigung des Beamten⸗ 
verhältniſſes. 


1. Verſetzung in den Ruheſtand. 
Die „Verſetzung in den Ruheſtand“ nach den $$ 70 
bis 73, 75, 76, 77 Abſ. 1 und 2 DBG. erfolgt in 
den vorbehaltenen Fällen durch den Führer und 
Reichskanzler. Dasſelbe gilt für die Entpflichtung 
der Hochſchullehrer (vgl. hierzu § 173 Abſ. 1 DBG.) 
Warteſtandsbeamte werden nur in den 
im Erlaß vom 10. Juli 1937 aufgeführten Fällen 
(vgl. oben A 13) vom Führer und Reichskanzler, 
ſonſt von den Reichsminiſtern oder den von dieſen 
ermächtigten Stellen in den Ruheſtand verſetzt. 
Auch für die Verſetzung in den Ruheſtand ſind 
jetzt die zu verwendenden Urkunden genau vor⸗ 
geſchrieben, und zwar in folgender Form: 


Ich verſeze den in den Ruheſtand“, 
b) wie vor, jedoch mit Dankesformel, 
6) „Ich verſetze den auf ſeinen Antrag 


in den Ruheſtand“ und 
d) wie vor, jedoch mit Dankesformel 


(zu a bis d: je zwei Muſter, je nachdem die Urkunde 
vom Führer und Reichskanzler ſelbſt oder „Namens 
des Führers und Reichskanzlers“ vollzogen wird). 


2. Übertritt in den Ruheſtand. 
Bei „Übertritt in den Ruheſtand“ kraft Geſetzes 
(8 68 DBG. - Altersgrenze, § 69 DBG. = Zeit⸗ 
ablauf bei Beamten auf Zeit) erhält der Beamte 
eine Urkunde über die Beendigung des Beamten⸗ 
verhältniſſes. Das gleiche gilt für die in Nr. Abſ. 1 
Satz 4 des Erlaſſes vom 10. Juli 1937 (vgl. oben 
A1 3) aufgeführten Warteſtandsbeamten, wenn ſie 
nach § 68 DBG. in den Ruheſtand treten. Der 
Übertritt in den Ruheſtand nach 877 Abſ. 3 a. a. O. 
(der lautet: „Wird dem Warteſtandsbeamten ein 
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neues Amt übertragen, das nicht derſelben oder 
einer mindeſtens gleichwertigen Laufbahn angehört, 
ſo tritt er mit der Übertragung des neuen Amtes 
aus ſeinem bisherigen Amt in den Ruheſtand“) iſt 
dem Beamten von der Dienſtbehörde ſchriftlich zu 
eröffnen, die für die Übertragung des neuen Amtes 
zuſtändig iſt. Bei Übertritt in den Ruheſtand iſt 
etwas grundſätzlich Neues zu beachten. In dieſen 
Fällen wird die Urkunde nur dann dem Führer 
und Reichskanzler zur Vollziehung vorgelegt, wenn 
es ſich um planmäßige Beamte der Reichsbeſoldungs⸗ 
gruppen A 2% 2 und aufwärts ſowie der ent⸗ 
ſprechenden Länderbeſoldungsgruppen handelt und 
der Dank ausgeſprochen werden 
ſoll. In den übrigen Fällen fertigt der zuſtändige 
Reichsminiſter oder die von ihm ermächtigte Stelle 
die Urkunde aus. Auch für den Übertritt in den 
Ruheſtand ſind die Urkunden im Wortlaut vor⸗ 
geſchrieben; ſie lauten: 


e die Altersgrenze 
und ſcheiden deshalb auf Grund des $ 68 DBG. 
aus“ (= Wortlaut der Urkunde, die der zu⸗ 
ſtändige Reichsminiſter oder die von ihm 
ermächtigte Stelle ausfertigt), 

Ich ſpreche dem e den die Alters⸗ 
grenze erreicht hat und deshalb in den Ruheſtand 
tritt, für die dem deutſchen Volke geleiſteten 
treuen Dienſte meinen Dank aus uſw.“, 

„Sie ſcheiden am auf Grund des 
869 DBG. aus dem Dienſt aus“ ( Wort- 
laut der Urkunde, die der zuſtändige Reichs⸗ 
miniſter oder die von ihm ermächtigte Stelle 
ausfertigt), 


= 


0 
— 


eee Ablauf 
e aus dem Dienſt ausſcheidet, für 


— 
— 
e 
D 
& 
= 
no) 
a 
0 
& 
© 
ey 
8 
= 


(zu bund d: je zwei Mufter, je nachdem die Urkunde 
vom Führer und Reichskanzler ſelbſt oder „Namens 
des Führers und Reichskanzlers“ ausgefertigt wird). 


3. Entlaſſung. Es ſind zu unterſcheiden: 


a) Fälle, in denen es einer Entlaſſungsurkunde 
bedarf, und 


b) Fälle, in denen es einer ſolchen nicht bedarf. 


Zu a: Eine Entlaſſungsurkunde wird nur in 
den Fällen der 88 60 (= Entlaſſung auf Antrag) und 
63 DBG. (= Entlaſſung eines verheirateten weib⸗ 
lichen Beamten) ausgefertigt. Die für dieſe Fälle 
zur Verwendung vorgeſehenen Urkunden lauten: 

r auf ſeinen 
Antrag“, 
bb) wie vor, jedoch mit Dankesformel 
(je zwei Muſter, je nachdem die Urkunde vom Führer 
und Reichskanzler ſelbſt oder „Namens des Führers 
und Reichskanzlers“ ausgefertigt wird). 


Zu b: Dagegen bedarf es bei „Entlaſſungen“ 
in den Fällen der $$ 57 bis 59 und 61 DBG. (857 = 
Eidesverweigerung, 858 — Weigerung der Weiter⸗ 
führung des Amts nach Zeitablauf, § 59 = Ab⸗ 
ſtammung, $ 61 = Widerruf) einer förmlichen Ent⸗ 
laſſungsurkunde nicht. Sie werden, ſoweit ein 


Vorbehalt des Führers und Reichskanzlers nicht 
vorliegt, von dem zuſtändigen Reichsminiſter verfügt, 
bei den Beamten, die nach der Ermächtigung der 
Reichsminiſter von nachgeordneten Dienſtſtellen 
ernannt und entlaſſen werden, von den für die 
Ernennung zuſtändigen Stellen. 


4. Übertritt. Bei Übertritt von Beamten 
als Soldat in die Wehrmacht oder in den Dienſt 
einer der ſtaatlichen Aufſicht unterſtellten Körper⸗ 
ſchaft, Anſtalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts 
ſind Urkunden über die Beendigung des bisherigen 
Beamtenverhältniſſes auszufertigen. 


5. Ausſprechen des Dankes. In den 
bei Verſetzung in den Ruheſtand, bei 
Übertritt in den Ruheſtand und bei 
Entlaſſung gemäß den $$ 60, 61 und 63 DBG. 
auszufertigenden Urkunden kann der Dank für die 
dem deutſchen Volke geleiſteten Dienſte aus⸗ 
geſprochen werden, in der Regel jedoch nur dann, 
wenn der Beamte eine mindeſtens fünfundzwanzig⸗ 
jährige Geſamtdienſtzeit zurückgelegt hat; der Dank 
wird nicht ausgeſprochen, wenn er aus beſonderen 
Gründen nicht angebracht erſcheint, beiſpielsweiſe 
in den Fällen der 88 71 (= politiſche Gründe) und 
72 DBG. (= Abſtammung). 


VII. Verſetzung in den Warteſtand. 


Nach § 44 DBG. kann der Führer und Reichs⸗ 
kanzler jederzeit beſtimmte Beamte in den Warte⸗ 
ſtand verſetzen. Die in dieſem Falle zu verwendende 
Urkunde lautet: 


„Ich verſetze den gemäß $ 44 DBG. 
(gegebenenfalls mit dem Zuſatz: mit Ablauf 
. ) in den Warteſtand.“ 


VIII. Verfahren. 


Das Verfahren bei der Vorlage von Vorſchlägen 
für die Ernennung, die Verſetzung in den Ruhe⸗ 
und Warteſtand und die Entlaſſung in den vor⸗ 
behaltenen Fällen iſt im allgemeinen unverändert 
geblieben. Ich verweiſe hierbei auf meinen Aufſatz 
„Das Recht der Ernennung und Entlaſſung der 
Reichs⸗ und Landesbeamten“ in Heft 2 dieſes 
Jahrgangs auf Seite 15“ ff. (Abſchn. C III I bis 6). 
Lediglich die Friſt von drei Wochen nach Abſendung 
der Ernennungsvorſchläge an den Stellvertreter des 
Führers für die Vorlage an den Staatsſekretär und 
Chef der Präſidialkanzlei, wenn der Stellvertreter 
des Führers keine Einwendungen erhebt, iſt jetzt 
einheitlich auf vier Wochen feſtgeſetzt worden. Auch 
die Reichsgrundſätze über Einſtellung, Anſtellung 
und Beförderung der Reichs- und Landesbeamten 
vom 14. Oktober 1936 (RG Bl. I S. 893) ſind von 
den Durchführungsvorſchriften unberührt geblieben. 


IX, Vollziehung der Urkunde 


Die Neuregelung hat auch an den Schluß⸗ 
formeln der Urkunden eine Anderung nicht gebracht. 
Die in Abſchnitt C VI meines obenerwähnten Auf⸗ 
ſatzes aufgeführten Schlußformeln der Urkunden 
ſind weiterhin anzuwenden. 
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X. Verwendung der alten Urkunden⸗ 
vord rucke. 


Die bisher vorgeſchriebenen Urkundenvordrucke 
können bis zum Neudruck der jetzt vorgeſchriebenen 
Muſter weiterhin verwandt werden. Das iſt ohne 
weiteres möglich bei den Vordrucken D 32 und 
D 33, da die neuen Muſter nur geringe Anderungen 
rein formeller Art aufweiſen. Soweit bei den 
Ernennungsurkunden die Worte „auf Lebenszeit“ 
aufzunehmen ſind, können dieſe bei den Rein⸗ 


Bücher und 


Die Gemeindeverwaltungs⸗ und Sparkaſſenſchule. 


Herausgeber: Oberbürgermeiſter Dr. Dr. Weid e⸗ 
mann. 


Band 12 (90 Seiten). 


IJ. Das Schulweſen. Von Dr. Helmut 
Bojunga, Minifterialdireftor im Reichs⸗ 
erziehungsminiſterium. 


Kulturpflege der Gemeinden 

und Gemeindeverbände. Von Karl 

Friedrich Kolbow, Landeshauptmann der 
Provinz Weſtfalen. 


Zentralverlag der NSDAP., Franz Eher Nachf., 
München. 


Preis 1,40 RM. 


Mit Hilfe eines vorzüglichen Stabes von Mit⸗ 
arbeitern iſt es dem Herausgeber der „Gemeinde⸗ 
verwaltungs⸗ und Sparkaſſenſchule“, Oberbürger⸗ 
meiſter Dr. Weidemann, gelungen, dieſe 
nunmehr 25 Bände umfaſſende Schriftenreihe zu 
einer ausgezeichneten, jetzt faſt alle Gebiete der 
öffentlichen Verwaltung umfaſſende Lehrbücherei 
auszugeſtalten. Band 12 der Reihe behandelt die 
wichtigſten Gebiete der öffentlichen Kulturarbeit. 
In ſeinem Beitrag „Das Schulweſen“ gibt 
Miniſterialdirektor Dr. Bojunga eine bei aller 
Knappheit erſchöpfende Darſtellung der Rechts⸗ 
verhältniſſe des Schulweſens. Entſprechend dem 
Zweck der Schriftenreihe, den Beamten des mitt⸗ 
leren Dienſtes eine Einführung in die weſentlichſten 
Beſtimmungen der einzelnen Verwaltungszweige 
zu bieten, beſchränkt ſich die Darſtellung auf die 
geltenden verwaltungsrechtlichen Vorſchriften. Die 
Entwicklung des Schulrechts unter der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staatsführung iſt jedoch deutlich 
herausgeſtellt, auch finden ſich gelegentliche Aus⸗ 
blicke auf die künftige Geſtaltung. Nach einem 
kurzen geſchichtlichen Abriß wird unter Berückſich⸗ 
tigung der Übergangsbeſtimmungen zur Schulreform 
der Aufbau des Schulweſens erläutert, anſchließend 


ſchriften in das Muſter D 2 (5. 35) unter die Worte 
„unter Berufung in das Beamtenverhältnis“ ein⸗ 
geſetzt werden. Soweit Urkunden textmäßig grund⸗ 
ſätzlich geändert ſind, wie z. B. die Muſter D 25 
(6. 35) und D 26 (6. 35) über den Eintritt in den 
Ruheſtand infolge Erreichung der Altersgrenze, iſt 
für die Reinſchrift der Urkundenvordruck zu benutzen, 
der lediglich die Worte „Im Namen des Reichs“ 
enthält. Der übrige Text iſt nach Muſter 19 der 
Anlage 3 zu den Durchführungsvorſchriften mit 
Schreibmaſchine einzuſetzen. 


Zeitſchriften 


werden die Schulaufſicht, die Unterhaltung und 
Verwaltung der Schulen, die Rechtsverhältniſſe der 
Lehrer, die Beſtimmungen der Schulordnung, das 
Verhältnis der außerſchuliſchen Erziehungsträger 
zur Schule, die Frage des Privatſchulweſens und 
in einem Anhang das Landjahr erörtert. 


Weniger vom juriltiihen und verwaltungs⸗ 
rechtlichen Standpunkt aus als unter dem Geſichts⸗ 
winkel des inmitten der lebendigen Strömungen 
vielgliedriger kultureller Arbeit ſtehenden Fach⸗ 
mannes behandelt Landeshauptmann Kol bo w 
die verſchiedenen Zweige öffentlicher Kulturpflege 
der Gemeinden und Gemeindeverbände. Der 
Beitrag befaßt ſich nach einer kurzen geſchichtlichen 
Überſicht in zehn knappen Abſchnitten mit der 
Bau⸗ und Kunſtdenkmalpflege, der Pflege der vor⸗ 
geſchichtlichen Bodenaltertümer, den Muſeen, dem 
Büchereiweſen, dem Naturſchutz, der Schriftgut⸗ 
pflege, dem Theater- und Muſikweſen, dem Film⸗, 
Funk⸗ und Preſſeweſen, der Heimat⸗ und Volkstums⸗ 
pflege und der Landesforſchung. Wird der praktiſche 
Verwaltungsbeamte aus den Darlegungen Kolbows 
vielleicht auch weniger unmittelbar verwertbare 
verwaltungstechniſche Kenntniſſe gewinnen, ſo wird 
doch gerade die lebendige Art, in der hier die mannig⸗ 
fachen Zweige öffentlicher kultureller Betätigung 
vor Augen geführt werden, jo manchem neue Blick⸗ 
punkte eröffnen, der dieſer Arbeit bisher fern oder 
teilnahmslos gegenüberſtand. 


Insgeſamt bedeutet der Band eine wertvolle 
Bereicherung der geringen über die Organiſation 
des Schulweſens und die öffentliche Kulturpflege 
vorhandenen Literatur und wird ſich ſicher nicht 
nur unter den Verwaltungsbeamten, ſondern auch 


unter den Schulmännern zahlreiche Freunde 
gewinnen. 
Berlin. Dr herd 
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Japan — Gefahr oder Vorbild. 
Von Johannes Stoye. 


Leipzig 1936, Verlag Quelle & Meyer. 
331 Seiten. Leinenband 7 RM. 


Hier hat ein Mann, der gewohnt iſt, große 
Räume und ihre hiſtoriſche Geſamtentwicklung geo⸗ 
politiſch zu ſehen, ſeine methodiſche Erfahrung 
mit Erfolg angewandt auf das Reich des Mitado. 

Auf Grund eingehenden Studiums der wich⸗ 
tigſten neueren europäiſchen Japanliteratur und 
ausgehend vom Raum und vom Volke behandelt 
er nach einer hiſtoriſchen Überſicht einige der 
brennendſten Probleme des heutigen Japan: das 
Bevölkerungsproblem, die Not des japaniſchen 
Bauern, das viel umſtrittene „ſoziale Dumping“. 
Er verſucht, dem Leſer den Sinn der Militärrevolte 
vom 26. Februar 1936 aus der Stellung der 
japaniſchen Wehrmacht zu erklären. Er wirft die 
Frage auf, ob Japan Gefahr oder Vorbild ſei 
— nicht um ſie eindeutig zu beantworten, ſondern 
um ſie am Ende der Ausführungen in eine neue 
Form zu gießen: Japan — Gefahr und Vorbild? 

Gern folgt der Leſer der flotten Darſtellung des 
Verfaſſers, der ſich um Sachlichkeit und Un⸗ 
voreingenommenheit bemüht, dabei aber nicht den 
Anſpruch erhebt auf eine wiſſenſchaftliche Leiſtung. 


Obwohl alſo das Buch nicht für den Fachmann 
geſchrieben iſt — wie es im Vorwort heißt —, 
bedauert man manchmal, daß der Verfaſſer nicht 
auf Grund eigener Anſchauung zu urteilen, aus 
erſten Quellen zu ſchöpfen vermag. Dies hätte 
ſeiner Stellungnahme in umſtrittenen Fragen oft 
eine größere Sicherheit gegeben. Zwar verſucht 
er, durch umfaſſende und verſtändnisvolle Lektüre 
ein eigenes Urteil zu gewinnen. Immer wieder 
beruft er ſich auf Männer, „denen man mangelnde 
Kenntnis Japans nicht vorwerfen kann“, oder „auf 
höchſt objektive Kritiker Japans“. Es entgeht ihm 
aber dabei, daß auch dieſe Männer ſich oft nur auf 
ſekundäre Quellen ſtützen und gelegentlich fertige 
Urteile übernehmen, wie ſie von Japanern für das 
Ausland geprägt und mit propagandiſtiſchem Geſchick 
verbreitet werden. Wenn z. B. auch zugegeben ſei, 
daß die japaniſche Regierung in den letzten zwei 
Jahrzehnten auf die Wirtſchaftsentwicklung durch 
kluge und zielbewußte Lenkung weitgehenden 
Einfluß nahm, ſo muß man doch gegen eine in 
neuerer Zeit wiederholt auftauchende und auch 
vom Verfaſſer (S. 253 uſw.) vertretene, von 
Japanern nicht ungern vernommene Anſicht Ein⸗ 
ſpruch erheben, nach der es ſich bei der induſtriellen 
Revolution Japans von Anfang an um 
eine zielvolle Planwirtſchaft handle. Die Japaner 
ſind keine Wunderknaben, wie mancher europäiſche 
Autor glaubt. Es iſt nicht alles bei ihnen haarſcharf 
durchdacht, planmäßig und zielſtrebig. — Auch ſie 
haben oft genug teueres Lehrgeld bezahlen müſſen, 
was ſich beſonders deutlich bei der Entwicklung der 
modernen Wirtſchaft ſeit der Eröffnung des Landes 
zeigte. Jahrzehntelang hat man taſtend probiert 
und laienhafte Verſuche gemacht, hat ſich Berater 
aus dem Ausland geholt, ſie wieder entlaſſen und 
durch Fachleute aus einem anderen Lande erſetzt, 


um unter Mißgeſchick, Zufällen und Fehlſchlägen 
allmählich die Grundlagen einer Textil-, Eiſen⸗, 
Leder⸗ uſw. Branche zu ſchaffen, wie ſie in erſter 
Linie zur Bedarfsdeckung der Wehrmacht un⸗ 
entbehrlich waren. Angeſichts dieſer hiſtoriſchen 
Tatſachen kann man von einer Planwirtſchaft in 
den erſten Jahrzehnten des neuen Japan doch 
kaum ſprechen. 

So läßt das Buch des öfteren einen Mangel an 
hiſtoriſchen Einzelerkeuntniſſen wie an tieferem 
Einblick in die geſchichtlichen Zuſammenhänge er⸗ 
kennen, weshalb auch der Überblick über die Ge⸗ 
ſchichte den ſchwächſten Teil des Werkes darſtellt. 
3. B. iſt Eto Shimpei (S. 99) kein Satſuma⸗Mann, 
ſondern ſtammt aus Hizen; auch wurde er nicht 
ermordet (S. 101), ſondern hingerichtet. Auch 
Saigs Takamori fiel nicht durch Mörderhand 
(S. 101), ſondern in der Schlacht. — Doch da es 
nicht die Hauptaufgabe des Referenten iſt, dem 
Autor ſeine Mängel aufzumutzen, ſei hier auf 
Zuſammenſtellung einer Fehlerliſte verzichtet. 

Wenn man weiß, wie ſchwer die Japanwiſſen⸗ 
ſchaft iſt, wird man nachſichtig, und man freut ſich, 
wenn ein Außenſeiter, wie es der Verfaſſer getan 
hat, ehrlich bemüht iſt, ſich in die Materie ein⸗ 
zuarbeiten. — So dürfen wir dieſe kleineren Un⸗ 
richtigkeiten mehr als Schönheitsfehler betrachten 
und das Ganze trotzdem empfehlen. 


Stahnsdorf b. Berlin. Clemens Scharſchmidt. 


Ernſt Krieck: 
Völkiſch⸗politiſche Anthropologie. 
II. Teil: Das Handeln und die Ordnungen. 


Armanen-Verlag, Leipzig. 
172 Seiten. Preis 4,20 RM. 


Ernſt Kriecks Bedeutung ſür die Grundlegung 
einer neuen Erziehungswiſſenſchaſt bedarf keiner 
beſonderen Unterſtreichung. Sein erfolgreichſtes 
und bisher bedeutſamſtes Werk, die „Rational 
politiſche Erziehung“, vor der Machtübernahme 
erſchienen, hat eine Verbreitung gefunden, an die 
kein ähnlich geartetes Werk der Gegenwart heran⸗ 
reicht. Dieſem Buch ſtellt ſich nun die „Völkiſch⸗ 
politiſche Anthropologie“ an die Seite, von der 
bisher zwei Bände erſchienen ſind und in der Ernſt 
Krieck die philoſophiſche Grundlegung des neuen 
politiſchen, auf Raſſe und Volkstum ruhenden 
Menſchenbildes verſucht. 

Krieck arbeitet in der Einleitung ſeines zweiten 
Bandes: „Das Handeln und die Ordnungen“ ſieben 
Dogmen des bisherigen rational = humaniſtiſchen 
Menſchenbildes heraus. Dieſer Ideologie der Ver⸗ 
gangenheit wird die Wirklichkeitsgeſtalt des neuen, 
in der Gemeinſchaft wurzelnden Menſchen entgegen⸗ 
geſtellt, bei dem Leib, Seele und Geiſt auf eine 
einheitliche Lebenswurzel zurückgeführt werden. Der 
neue Menſch iſt für ihn zutieſſt und unlöslich mit 
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der großen politiſch⸗geſchichtlichen Aufgabe der 
nächſten Geſchichtsperiode verbunden. ? 

Von dieſer Lebensrealität aus werden die 
Lebensvorgänge, die Ordnungen und Werte, das 
Tun und Handeln im einzelnen unterſucht und am 
konkreten Beiſpiel verdeutlicht. Es würde zu weit 
führen, den Gedankengängen Kriecks in den Einzel⸗ 
heiten zu folgen und das Bild des handelnden 
Menſchen, das er entwirft, auf engſtem Raum 
nachzuzeichnen. Ein tief angelegtes, im höchſten 
Sinne politiſches Buch, deſſen Lektüre die geiſtige 
Erarbeitung eines neuen Menſchenbildes darſtellt 
und durch das Krieck wieder einen bedeutſamen 
Beitrag für die nationalſozialiſtiſche Ausrichtung 
der Wiſſenſchaft gegeben hat. 


Berlin. Dr. Gerhard Krüger. 


Die deutſche Erbpflege. 


Von Dr. med. Gerhard Frieſe und Gerichts 
aſſeſſor H. Lemme. 


Leipzig 1937, Verlag Georg Thieme. 
Preis 4,80 RM. 


„Die deutſche Erbpflege“ von Frieſe und Lemme 
will eine allgemeinverſtändliche und wiſſenſchaftlich 
einwandfreie Darſtellung der Grundlagen unſerer 
Erbpflege und Erbgeſetzgebung geben. Sie wendet 
ſich weniger an die Fachwelt, die in den beiden 
Kommentaren Gütt⸗Rüdin⸗Ruttke und Gütt⸗Linden⸗ 
Maßfeller ausgezeichnete Nachſchlagewerke beſitzt, 
als vielmehr an den praktiſchen Arzt, den Lehrer, 
den Studenten und vor allem an den politiſchen 
Führer in der Partei und ihren Formationen. 


Die Verfaſſer, ein Arzt und ein Juriſt, geben 
in der Einführung eine gute und knappe Überſicht 
über die Erbkunde, über die Erbpflege als ſtaatliche 
Aufgabe und über die Mittel und Methoden der 
Erbpflege. Unter Berückſichtigung der Ergebniſſe 
theoretiſcher Erbforſchung wird das kliniſche Bild 
der Erbkrankheiten, ſoweit ſie für das Geſetz in 
Betracht kommen, und das praktiſche Verfahren 
vor dem Erbgeſundheitsgericht erörtert. Die wich⸗ 
tigſten einzelnen Punkte aus der Zuſammenarbeit 
zwiſchen Arzt und Juriſt finden eine eingehende 
Darſtellung, ſo daß ſich auch der intereſſierte Nicht⸗ 
fachmann raſch ein Bild über die Aufgaben des 
Gerichtes, ſeine Zuſammenſetzung, über die Be⸗ 
ſchlußfaſſung, über die Möglichkeit eines Einſpruches, 
über die Durchführung des Beſchluſſes und über 
die Koſtenfrage machen kann. 


Das Buch ſchließt mit einer Darſtellung der 
wichtigſten poſitiven bevölkerungspolitiſchen Maß⸗ 
nahmen. 


Berlin. Frercks. 


Hundeika, Hptm. E.: 
Raſſe, Volk, Soldatentum. 


Verlag Lehmann, München. 


Hundeika, Hptm. E., hat den erſtmaligen Verſuch 
gemacht, die Zuſammenhänge zwiſchen Raſſe und 
Soldatentum darzuſtellen. Gerade die Schwierig⸗ 
keiten genauer raſſenſeelenkundlicher Forſchungen 
ſind bekannt und erklären ſich daraus, daß hier 
meſſende und zählende Methoden nicht weiter⸗ 
bringen. Die raſſenſeelenkundlichen Arbeiten werden 
daher in ihrer Methode immer etwas Subjektives 
behalten, und auch Hundeika geht durchaus eigen⸗ 
willig vor, indem er kriegsgeſchichtliche Darſtellungen 
und eigenes ſoldatiſches Erleben zum Ausgangs⸗ 
punkt nimmt und ſie vom Raſſenſeeliſchen her zu 
deuten und zu verſtehen verſucht. 


Gerade das Verhalten im Kriege, der wie kaum 
ein anderes Ereignis alle ſeeliſchen Kräfte eines 
Volkes beanſprucht und fie zur Äußerung bringt, 
läßt Rückſchlüſſe auf raſſiſche Anlagen zu, wie ſie 
ſonſt vielleicht nur im religiöſen und muſiſchen Leben 
zum Ausdruck kommen. 


Hundeika geht hierbei vom nordiſchen Soldaten⸗ 
tum aus. Nordiſch ſind ihm Einzelkämpfertum und 
Angriff. Weſtiſch dagegen der Kampf in geſchloſſener 
Ordnung und großzügiger Verteidigung. Das 
Oſtiſche (Alpine) iſt durch willige Befehlsbefolgung 
bei Mangel an eigener geiſtiger Beweglichkeit 
gekennzeichnet. Das deutſche und engliſche Sol⸗ 
datentum, das vorwiegend nordiſchen Charakter 
zeigt, wird in ſeiner Eigenart von dem mehr weſtiſch 
betonten Soldatentum Frankreichs abgeſetzt. Die 
übrigen Raſſen, auch die außereuropäiſchen, werden 
nur kurz geſtreiſt. Weiterhin verſucht der Verfaſſer 
raſſenbedingte Gegenſätze in der Kriegsführung, in 
der Kriegstechnik und Strategie darzuſtellen. 

Hundeika hat ſein Buch mit beſter Anſchaulichkeit 
geſchrieben und gibt nicht nur dem Soldaten, ſondern 
jedem raſſiſch und hiſtoriſch intereſſierten Leſer 
mannigfall'ge Anregungen. Es iſt ein wertvoller 
Beitrag zur Raſſenſeelenkunde. 


Berlin. Frercks. 


Geburtenkrieg. 
Von Dr. Paul Danzer. 


München 1937, Verlag Lehmann. 
Preis 1,50 RM. 


Schon der Titel dieſer Schrift iſt revolutionär 
und packt an der entſcheidenden Frage unſerer Zeit 
an. Es wäre verfehlt, ſich mit den anfänglichen 
Erfolgen unſerer Bevölkerungspolitik zufrieden zu 
geben. Gewiß, das Erreichte iſt wohl der 
ſchönſte Vertrauensbeweis zum nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchland, aber wir müſſen ebenſo freimütig 
geſtehen, daß wir auch heute noch mit Hunderten 
von Vorurteilen, mit Mißverſtändniſſen und falſchen 
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Auffaſſungen zu kämpfen haben. Es ift ein Verdienſt 
des Verfaſſers, daß er ſich gerade mit dieſen Punkten 
ausführlich beſchäftigt, und zwar in einer ſo all⸗ 
gemein verſtändlichen Art, daß die Schrift nicht 
nur der ſachlichen Aufklärung dient, ſondern gleich⸗ 
zeitig als eine entſcheidende Kampfbroſchüre zu 
werten iſt, die weiteſte Verbreitung verdient. Wir 
kennen alle die in den letzten Jahren im Überfluß 
erſchienenen Überſichtsdarſtellungen der Erb⸗ und 
Raſſenpflege, die ſich in der Art der Stoffauswahl, 
in ihren vielen Kurven und ſchematiſchen Zeich⸗ 
nungen ſehr ähnelten und meiſt eine eigene Ori⸗ 
ginalität vermiſſen ließen und denen es, worauf es 
vor allem bei der Behandlung dieſer Frage an⸗ 
kommt, an innerer Überzeugungskraft fehlte. 


Der Verfaſſer ſteht ſelbſt als Hauptſchriftleiter 
des „Völkiſchen Willen“, der bekannten Kampf⸗ 
zeitſchrift des Reichsbundes der Kinderreichen, in 
der vorderſten Reihe der bevölkerungspolitiſchen 
Aufklärung, er kennt die Argumente der Zweifler 
und Gegner und kann ſie daher am beſten wider⸗ 
legen. 


Der Lehrer, der ſeine raſſenpolitiſche Aufgabe 
erfaßt hat und weiß, wie es hier vor allem auf 
begeiſterte Herzen und Geſinnungserziehung an⸗ 
kommt, findet in dem Danzerſchen Buch wertvolle 
Anregung zur Geſtaltung ſeines Unterrichtes. Wir 
wünſchen, daß er hiervon recht häufig Gebrauch 
machen wird. 


Berlin. Frercks. 


Der Menſch fliegt. 
Von Paul Karlſon. 


Verlag Ullſtein, Berlin. 
Preis 6,50 RM, geb. 7,80 RM. 


Das mit einem kurzen Geleitwort von Ernſt 
Udet verſehene, faſt 400 Seiten umfaſſende Buch 
mit dem etwas undurchſichtigen Titel ſtellt die 
Geſchichte und vor allem die Technik des Fliegens 
dar, und zwar für den Laien, der weder über phyſi⸗ 
kaliſche noch techniſche Kenntniſſe verfügt. Der 
noch jugendliche Verfaſſer, der Phyſik ſtudiert und 
ſich ſelbſt ſegelfliegeriſch betätigt hat, löſt dieſe 
ſchwierige Aufgabe in glänzender Weiſe. Es gelingt 
ihm, die phyſikaliſchen und techniſchen Vorgänge 
ſo einfach, klar und eindringlich darzuſtellen, daß 
jeder Laie, der mitarbeitend und mitdenkend lieſt, 
ſie begreifen muß. Sehr weſentlich ſind dabei die 
geſchickten Zeichnungen — es ſind faſt 200 — von 
Gerda Becker. Die Darſtellung iſt an keiner 
Stelle trocken, ſondern immer lebendig, friſch und 
farbig, ſo daß man mit Genuß und Vergnügen 
weiterlieſt. Wenn auch der Fachmann hier und da 
nicht ganz einverſtanden iſt, ſo iſt das kein Unglück, 
da ja das Buch nicht für den Fachmann, ſondern 
für den Laien geſchrieben iſt. Man leſe z. B. 
den Abſchnitt „Der Geſang der Propeller“. Hier 


ſchildert Karlſon auf 14 Seiten einleuchtend und 
gelegentlich humorvoll die Wirkungsweiſe der 
Luftſchraube; er behandelt dabei nicht nur die 
Strahl⸗ ſondern auch die Tragflächentheorie der 
Schraube. 


Berlin. Schütt. 


Der Schulungsbrief 
(September⸗Heft). 


Das Septemberheft des „Schulungsbriefes“ iſt 
der Außenpolitik des Zweiten Reiches gewidmet. 
In drei ausgezeichneten Aufſätzen werden die Fehler 
und die Fehlerquellen ſowie die Auswirkungen 
dieſer Fehler unter beſonderer Berückſichtigung der 
Außenpolitik aufgezeigt und gleichzeitig dargelegt, 
wie es dadurch allmählich zur Schwächung des 
Reiches und trotz des heldenhaften Kampfes gegen 
eine Welt von Feinden durch die Revolte von 1918 
zum Untergang des Zweiten Reiches kam. Die 
Kenntnis dieſer Mängel und Schwächen, die auf den 
verſchiedenſten Gebieten liegen, iſt nicht nur eine 
hiſtoriſch⸗rückblickend intereſſante Frage, ſondern hat 
auch für uns noch allergrößte praktiſche Bedeutung. 
Dr. von Kloeber behandelt in dem Beitrag 
„Von der Reichsgründung zum Welt⸗ 
krieg“ vorwiegend die großen Fehler im außen⸗ 
politiſchen Raum (Verkennung des Habsburg⸗ 
Hohenzollern⸗-Problems, Nichtbeachtung der Madja⸗ 
riſierung Oſterreichs, falſche Bündnispolitik) und die 
Auswirkungen dieſer Fehler. Der Aufſatz von 
Ludwig Geßner: „Die Fehlerſchau, 
Führung und Volk in der Gase 
kriegs politik“ belegt die politiſchen, mili⸗ 
täriſchen und geiſtigen Fehler, wobei auch die 
Fehlerquellen (perſönliche Schwächen, abſtrakte 
Ideologie, ſentimentale Unbeherrſchtheit, roman⸗ 
tiſche Schwärmerei, juriſtiſch-bürokratiſch-forma⸗ 
liſtiſche Denkweiſe) eingehende Darſtellung finden. 
Ein beſonders wichtiges Kapitel erörtert Dr. Johann 
von Leers in dem Beitrag „Überſtaatliche 
Mächte im Zweiten Reich De 
Vorbereitung des Weltkrieges“, der 
im einzelnen eine Überſicht gibt über das plan⸗ 
mäßige Wühlen jener finſteren Mächte, die auf 
verſchiedenen Wegen ſchleichend ihr einziges ge⸗ 
meinſames Ziel — damals wie heute — in der 
Unterwerfung Deutſchlands ſahen: Judentum, 
Marxismus, Freimaurerei, Kirchenreaktion. Ein 
Überblick über die Freimaurerei in den anderen 
Ländern rundet das Bild ab. 

Wie auch ſonſt immer bringt der Schulungsbrief 
in ſeinen geſchichtlichen Aufſätzen nicht eine zeitliche 
Tatſachenaneinanderreihung, ſondern eine ſorgfältig 
abgewogene geiſtesgeſchichtliche Geſamtdarſtellung, 
die ebenſo wiſſenſchaftlich einwandfrei wie welt⸗ 
anſchaulich zuverläſſig und volkstümlich iſt. 


Berlin. A dami. 
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Der Schulungsbrief. 
Die Oktoberfolge (10/37) bringt u. a.: 
Volkstum gegen Habsburg. 
Oſterreichs Schickſal um 1900. 
Wertvolle Bildbeilage. 


Auflage über 2 Millionen. Preis 15 Rpf. 
Bezug nur durch die Ortsgruppen der Partei. 


Herausgeber: 
Der Reichsorganiſationsleiter der NSDAP. 
Amt für Schulungsbriefe. 
Hauptſchulungsamt der NSDAP. 


Zentralverlag der NSDAP., Franz Eher Nachf., 
Berlin. 


Wanderausſtellung der Reichsjugendführung 
„Schafft Heime für die Hitler⸗Jugend“. 


Der Arbeitsausſchuß für HJ.⸗Heimbeſchaffung 
in der Reichsjugendführung beabſichtigt, eine 
Wanderausſtellung „Schafft Heime für die Hitler⸗ 
Jugend“ in allen Teilen des Reiches zu zeigen, und 
hat zunächſt im Anſchluß an den Reichsparteitag 
eine Reiſeroute bis Weihnachten laut nachſtehender 
Aufſtellung feſtgelegt. Auf dieſer Ausſtellung wird 
eine große Anzahl Modelle und Pläne von vor⸗ 
bildlichen HJ.⸗Heimen, wie ſie zur Zeit in allen 
Teilen des Reiches im Entſtehen ſind, gezeigt. Dieſe 
Modelle ſind bereits dem Führer in der Reichs- 
kanzlei vorgeführt worden. 


Im Rahmen dieſer Ausſtellung werden auch 
Möbel gezeigt, wie ſie zu einem vorbildlichen Heim 
gehören. Weiterhin iſt damit eine umfaſſende Schau 
von Schulungsmaterial, welches in den Heimen 
der Hitler⸗Jugend zur Anwendung gelangt, ver⸗ 
bunden. Mit dieſer Ausſtellung wird bezweckt, allen 
an der HJ.⸗Heimbeſchaffung intereſſierten Stellen, 
die hiermit zum Beſuch aufgefordert werden, den 
gegenwärtigen Stand der HJ.⸗Heimbeſchaffung zu 
zeigen und durch Beiſpiele zur Löſung der auf 
dieſem Gebiet vorhandenen Aufgaben aufzufordern. 
Die Ausſtellung ſoll gegen eine Eintrittsgebühr von 
10 Pfennig pro Perſon gezeigt werden. 


Fahrroute 
für die Wanderausſtellung „Schafft Heime für die 
Hitler⸗Jugend“. 
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2. 9. bis 15. 9. Gebiet Franken. — Zum Reichs⸗ 
parteitag in Nürnberg. 


16. 9. bis 22. 9. Gebiet Bayriſche Oſtmark. 

23. 9. bis 29. 9. Gebiet Hochland. 

30. 9. bis 10. 10. Gebiet Württemberg. 

11. 10. bis 17. 10. Gebiet Baden. 

18. 10. bis 24. 10. Gebiet Saarpfalz. 

25. 10. bis 31. 10. Gebiet Heſſen⸗Naſſau. 

8. 11. bis 14. 11. Gebiet Thüringen. 

15. 11. bis 21. 11. Gebiet Kurheſſen. 

22. 11. bis 28. 11. Gebiet Mittelland. 

6. 12. bis 12. 12. Gebiet Kurmark (weſtlicher Teil). 


